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Die Hauptstrasse soll offen bleiben
Das Worber Stimmvolk
soll seinem Gemeinde-
rat folgen und die
Hauptstrasse nicht sper-
ren. Das empfiehlt ihm
das Parlament. Es lehn-
te die entsprechende 
Initiative der SP gestern
Abend ab.

◆ Urban Caluori 

Nein zur Sperrung der Worber
Hauptstrasse. Ja zum Gegenvor-
schlag des Gemeinderats. Das ist
das Ergebnis der ausserordentli-
chen Sitzung des Grossen Ge-
meinderates von gestern Abend.

Jonathan Gimmel (GPK) wies
darauf hin, dass die Gesamtver-
kehrsbelastung das Problem sei.
Und dieses könne nur «interre-
gional» gelöst werden. Hier sei
der Kanton gefordert.

SP-Gemeinderat Bruno Haldi
verwies auf die Vorteile der In-
itiative wie die klare Signalisa-
tion, die einfache Kontrolle oder
die tiefen Kosten. Er räumte aber
ein, dass der ganze Verkehr in
die Bahnhofstrasse umgeleitet
würde. «Der Gegenvorschlag ist
der beste Kompromiss.» Das
grosse Problem sei das zu hohe
Tempo. Um das zu regulieren,
seien die baulichen Massnah-
men geplant.

«Erfolgsstory» 
Für Hans-Ulrich Joss (SP) ist

das Geschäft eine «Erfolgs-
story». Die SP-Initiative habe
dazu geführt, dass die Verkehrs-
problematik aufgenommen wor-
den sei. Unabhängig von der Va-
riantenwahl könne jetzt die Si-
tuation verbessert werden. Das
Ziel sei es, den Verkehr aus dem
Zentrum zu verbannen. «Der
Gegenvorschlag des Gemeinde-
rates verbleibt im System der
Übergangsregelungen», kritisier-
te Joss. Die SP-Fraktion sei über-
zeugt, dass die Initiative «eine
gute Lösung» und der Gegen-
vorschlag eine «gute Alternati-
ve» sei.

Ingeborg Stahel (SVP) bedau-
erte, dass die Begegnungszone
nicht in die Überlegungen einbe-
zogen werden konnte. Die SVP-
Fraktion sei gegen die Initiative.

Ihre Regelung sei zu starr. Der
Wegfahrverkehr werde auf die
Bahnhofstrasse verlagert. Und
sie verhindere eine Begegnungs-
zone. «Die Autofahrer dürfen
nicht einseitig bestraft werden»,
sagte Stahel. Sie empfahl den
Gegenvorschlag und die Reali-
sierung von «kostengünstigen»
baulichen Massnahmen zur Ver-
kehrsberuhigung.

Rudolf Wagner (EVP) sprach
sich für die Initiative aus. Es gel-
te, die Sicherheit für Fussgänger
und Velofahrer zu erhöhen. «Die
Schliessung der Hauptstrasse ist
die günstigste Variante.» 

«Keine Schleichwege» 
Die FDP-Fraktion stand «ge-

schlossen» hinter dem Gegen-
vorschlag und lehnte die Initiati-
ve «ebenso geschlossen» ab. Ul-
rich Emch wies darauf hin, dass
die Hauptstrasse zum jetzigen
Zeitpunkt eine Verkehrsfunkti-
on übernehmen müsse. Der Ge-
genvorschlag betrachte das
Wünsch- und Machbare. Bei der
Schliessung der Hauptstrasse
würde der Gesamtverkehr auf ei-
ne Achse konzentriert. «Damit
schaffen wir Schleichwege.» Der
Gegenvorschlag sei «ausgewo-
gen, angepasst, zweckmässig».

Laut Jürg Bichsel (FWW) lässt
der Gegenvorschlag mehr Flexi-
bilität zu. Hans-Ulrich Steiner
von der GFL verwies darauf,
dass bauliche Massnahmen al-
lein nicht genügten.

Der Grosse Gemeinderat
lehnte die SP-Initiative mit 20
Nein gegen 16 Ja-Stimmen ab.
Den Gegenvorschlag nahm er
mit 34 Ja gegen 3 Nein an. 

SP wird überlegen 
Mit einer Volksinitiative hatte

die SP gefordert, dass die Worber
Hauptstrasse für den Verkehr ge-
sperrt wird. Stimmt die Worber
Bevölkerung dem gestrigen Ent-
scheid des Parlaments und damit
dem Gegenvorschlag des Ge-
meinderates zu, bleibt die Signa-
lisation so, wie sie zurzeit ver-
suchsweise bereits eingeführt
wurde: Die Hauptstrasse bleibt
für den Durchgangsverkehr zwar
gesperrt, die Wegfahrt aus der
Einstellhalle soll aber gestattet
bleiben. ◆

KOMMENTAR

Einfacher
wäre
besser
◆ Brigitte Walser

Die Strassen um das Worber
Bären Zentrum sind ein ge-
fundenes Fressen für Fahrleh-
rer: So viele Verkehrsschilder
an einem Ort gibt es sonst
wohl nirgends. Wer täglich im
Bären Zentrum einkauft, mag
wissen, wie man fahren muss
und darf. Für Auswärtige wird
die Signalisation aber zur 
kniffligen Angelegenheit. Auf
Fahrverbot folgt Einbahn, für
Velofahrer gelten andere Re-
geln und über allem schwebt
eine Tempo-30-Tafel. Geht es
nach dem Worber Parlament,
bleibt das so und was zur Zeit
als Versuch gilt, wird Dauer-
lösung. Die Signalisation sei
nicht das Gelbe vom Ei, gab
Gemeinderat Bruno Haldi (SP)
gestern abend zu. «Aber sie
ist der beste Kompromiss.»
Das klingt wenig euphorisch.
Der Kompromiss mag allen
etwas bringen, lässt aber eine
klare Linie vermissen. Der 
Vorteil des Gegenvorschlages
liegt in der Möglichkeit 
einer Begegnungszone. Zwar
bringt auch diese den Verkehr
nicht aus der Hauptstrasse
weg. Aber das würde selbst
der Initiative nicht gelingen.
Anlieferung und Zubringer-
dienst müsste auch sie zulas-
sen. Mit baulichen Massnah-
men, Tempo 20 und Vortritt 
für Fussgänger, wie es die 
Begegnungszone will, könnte
die Hauptstrasse für Autos so
unattraktiv und für Fussgän-
ger so attraktiv wie möglich
gestaltet werden. Und vor al-
lem würde die Signalisation
vereinfacht. Mit einem einzi-
gen Strassenschild «Begeg-
nungszone» würde dasselbe
erreicht, was zur Zeit viele
Schilder signalisieren. Und die
Ausfahrt aus der Einstellhalle
wäre immer noch in beiden
Richtungen möglich. Die Be-
gegnungszone ist nicht bloss
ein «Unwort», wie Christoph
Lerch (SP) darlegte. ◆

brigitte.walser@bernerzeitung.chBILD URS BAUMANN«Als gute Alternative» zur Sperrung der Hauptstrasse bezeichnet die Worber SP 
die zuzeit getestete Tempo-30-Zone mit Durchfahrverbot. 

C A M PA G N E  O B E R R I E D ,  B E L P

«Die gfreutischti Frou» 
im neuen Kulturzentrum
Beim barocken Landsitz
Campagne Oberried 
findet schon im Juli der
erste kulturelle Gross-
anlass statt. Regisseur
Rolf Schoch inszeniert
von Tavels Stück «Die
gfreutischti Frou» als
Freilichtaufführung.

◆ Katharina Merkle

Bereits ist zu erahnen, in wel-
chem Glanz die 1736 erbaute
Campagne erstrahlen wird. Im
Moment sind in der barocken
Liegenschaft an der Seftigen-
strasse in Belp noch Renova-
tionsarbeiten im Gange. Diese
sollen im Juni beendet sein, sag-
te gestern Rudolf von Fischer an
einer Medienorientierung. Er ist
Vizepräsident der Stiftung von
Fischer, welche das Gebäude vor
einem Jahr kaufte. Erbauer der
Campagne Oberried war ein
Vorfahre Rudolf von Fischers,
nämlich Victor von Fischer. Je-
ner wiederum war der Enkel von
Postgründer Beat Fischer.

«Die Kunstschätze unserer Fa-
milie sollen leben und nicht ver-
stauben», sagte Rudolf von Fi-
scher. So wird nun aus der frisch
renovierten Campagne nicht nur
ein luxuriöses Haus mit drei
Wohnungen, sondern auch ein
Kulturzentrum (wir berichteten).
Die Eröffnungsveranstaltung ist
die Aufführung des Schauspiels
«Di gfreutischti Frou» des Berner
Schriftstellers Rudolf von Tavel
(1866 bis 1934).

Zurück zum Ursprung
Zwischen 26. Juli und 10. Au-

gust wird die Komödie im Garten
der Campagne aufgeführt. Dabei
schaut das Publikum zur stattli-
chen Allee, die zum Grundstück
gehört und in Richtung Gürbe-
tal. Mindestens zwölf Vorstel-
lungen sind geplant, je etwa 260
Personen können sie besuchen.
Im Gegensatz zur Freilichtpro-
duktion «Katharina Knie», die
vorletztes Jahr beim Schloss
Belp aufgeführt wurde, trägt hier
ein einziger Mann die Verant-
wortung: Rolf Schoch. Der Bel-
per Regisseur hat 13 Schauspie-

lerinnen und Schauspieler für
das Stück engagiert. Nächste
Woche beginnen die Proben. 

Schoch wählte «Di gfreutisch-
ti Frou», weil die Komödie
höchstwahrscheinlich hier, in der
Campagne Oberried, spielt. Das
Stück von Rudolf von Tavel han-
delt 1829, «im Gädernach, dem
Landgut im Seftiger Amt». Dabei
soll es sich laut Schoch um die
Campagne Oberried handeln. In
der Komödie gehts um eine Mut-
ter, welche die Zukünftige ihres
Sohnes bereits bestimmt hat.
Dieser setzt sich aber über ihren
Wunsch hinweg und heiratet un-
standesgemäss jene, die er liebt –
«di gfreutischti Frou» eben.

Joder als Präsident
Dass die Campagne eine kul-

turelle Institution wird, weiss der
Belper Gemeindepräsident Ru-
dolf Joder zu schätzen. Er stellt
sich denn auch als Präsident des
Fördervereins zur Verfügung.
Dieser Verein wird sowohl für
die Beschaffung der Mittel als
auch für das Programm zustän-
dig sein. ◆

F I N A N Z I E R U N G  S TA D T H A U S  K Ö N I Z  

Geschäft ist gescheitert 
Um die Könizer Finan-
zen zu entlasten, wollte
der Gemeinderat mit ei-
nem Kniff das neue Ver-
waltungsgebäude finan-
zieren. Das Parlament
stellte Zusatzbedingun-
gen. Dies bringt das 
Geschäft zum Scheitern.

«Ein Nein gibt es für mich
nicht», stellte Gemeindeparla-
mentarier Markus Stähli (SVP)
klar. Ein solches Geschäft basie-
re auf Vertrauen. Er illustrierte
das an seiner Ehe: «Gemäss Ehe-
schein bin ich seit 30 Jahren ver-
heiratet – heute weiss ich nicht
einmal mehr, wo dieses Papier
ist.» So argumentierte Stähli zu
einem nicht alltäglichen Finanz-
geschäft der Gemeinde Köniz.
Die Exekutive will das 15,8 Mil-
lionen Franken teure Neubau-
projekt der gemeindeeigenen
Pensionskasse übertragen. Der
Zweck: Die hohen Defizite, wel-
che die Gemeinde in den kom-
menden Jahren belasten, können
auf diese gemildert werden. Der
Grund: Wenn die Gemeinde sel-
ber investiert, muss sie jährlich

zehn Prozent abschreiben und
damit das Vermögen relativ stark
belasten.

Wenn die Pensionskasse
investiert, lässt sich der hohe Ab-
schreibebedarf umgehen. Die
Gemeinde soll nach dem Bau
das Verwaltungsgebäude von der
Pensionskasse mieten und es
später zurückkaufen.

Kantonale Fachstellen hatten
das «fiktive Geschäft» als rech-
tens beurteilt, und von den Kö-
nizer Parteien war keine dage-
gen. Dennoch debattierte das
Parlament zu diesem Traktan-
dum 75 Minuten lang. Parla-
mentarier Valentin Lagger (CVP)
wollte die Bedingungen präziser
geregelt haben: «Wer trägt die
Verantwortung für den Bau? Zu-
dem ist eine Regelung für den
Rückkauf der Gemeinde uner-
lässlich.» Gemeindepräsident
Henri Huber (SP) wehrte sich
gegen zusätzliche Regelungen:
«Wir wissen jetzt noch nicht, wie
die Situation bei einem mögli-
chen Rückkauf der Gebäudes in
15 Jahren aussieht.» Mit Aus-
nahme der Linksparteien stimm-
te das Parlament schliesslich
Laggers Ergänzungen zu und be-
willigte das Geschäft.

Schon in der Parlamentsde-
batte deutete Huber an, dass die
Pensionskassen mit den Forde-
rungen Laggers nicht einverstan-
den sein könnte: Ein solches Ge-
schäft müsse für beide Seiten
stimmen. «Das Parlament kann
so viele Bedingungen stellen, wie
es will – aber dann sagt die Pen-
sionskasse Nein.» Der Gemein-
depräsident weiss Bescheid, weil
er auch Vorsitzender der Verwal-
tungskommission der Könizer
Pensionskasse ist.

«Unakzeptabel»
Schon kurz nach der Parla-

mentssitzung bestätigte Huber
seine Äusserungen in aller Deut-
lichkeit, dass das Geschäft trotz
der Zustimmung des Parlaments
bereits gescheitert ist: «Ich kann
diese Bedingungen weder für die
Gemeinde noch für die Pen-
sionskasse akzeptieren.» Es wir-
ke eindeutig wie ein Umge-
hungsgeschäft, wenn der Rück-
kauf Jahre voraus fixiert werde.
«So parkiert die Gemeinde ihr
Vermögen in der Pensionskas-
se.» Das Geschäft könne nur bei
gegenseitigem Vertrauen funk-
tionieren. Das sei hier offen-
sichtlich nicht der Fall. ki


